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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Verfahrensrecht: Zuständigkeit des Finanzgerichts in Kindergeldverfahren, in 
denen ein Sozialleistungsträger den Kindergeldanspruch geltend macht 
Beschluss vom 17.07.2026, Az: III S 15/26  

2. DBA-Schweiz: Agenturtätigkeit einer inländischen KG als unselbständiger 
Teil des Schifffahrtsbetriebs des abkommensberechtigten  
Urteil vom 11.06.2026, Az: IV R 32/23  

3. Einkommensteuer: Auslegung des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsver-
bots 
Urteil vom 11.06.2026, Az: IV R 36/23  

4. Abgabenordnung: Entkräftung der Bekanntgabevermutung des § 122 Abs. 2 
Nr. 1 AO durch Rechtsnachfolger des Bescheidadressaten 
Urteil vom 11.06.2026, Az: VI R 16/24  

5. Abgabenordnung: Keine gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteue-
rungsgrundlagen bei Unterbeteiligung an  
Urteil vom 19.05.2026, Az: VIII R 33/24  

6. Einkommensteuer: Nachträgliche gesonderte Feststellung eines verbleibenden 
Vermögensstock-Spendenvortrags 
Urteil vom 03.06.2026, Az: X R 2/24 (X R 10/23)  

7. EuGH-Vorlage zu UmwStG 2006: Vereinbarkeit der pauschalen Bemessung 
nicht abziehbarer Betriebsausgaben in Höhe von 5 % des Verschmelzungsge-
winns  
Vorlagebeschluss vom 20.05.2026, Az: X R 27/22  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Verfahrensrecht: Zuständigkeit des Finanzgerichts in Kindergeldverfahren, in 

denen ein Sozialleistungsträger den Kindergeldanspruch geltend macht 
Beschluss vom 17.07.2026, Az: III S 15/26 
1. Aus der Bindungswirkung des Beschlusses, mit dem sich ein Finanzgericht für ört-
lich unzuständig erklärt und den Rechtsstreit an das aus seiner Sicht örtlich zuständige 
Finanzgericht verweist, folgt regelmäßig, dass auch dem Bundesfinanzhof eine eigen-
ständige Prüfung verwehrt ist, welches Finanzgericht tatsächlich zuständig ist (Bestäti-
gung der Rechtsprechung). 
 
2. In Fällen, in denen ein Sozialleistungsträger mit der Klage einen Kindergeldan-
spruch gegen die Familienkasse geltend macht, liegen die Voraussetzungen für eine 
analoge Anwendung des § 38 Abs. 2a Satz 1 der Finanzgerichtsordnung vor. Die Zu-
ständigkeit des Finanzgerichts richtet sich in diesen Fällen nach dem Wohnsitz oder 
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gewöhnlichen Aufenthalt der Person, deren Kindergeldanspruch im Streit steht, wenn 
sie im Inland einen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
  
 

  
2. DBA-Schweiz: Agenturtätigkeit einer inländischen KG als unselbständiger Teil 

des Schifffahrtsbetriebs des abkommensberechtigten  
Urteil vom 11.06.2026, Az: IV R 32/23 
1. Erbringt eine gewerblich tätige inländische Personengesellschaft ausschließlich 
Agenturleistungen für den Schifffahrtsbetrieb ihres vermögensmäßig allein beteiligten, 
in der Schweizerischen Eidgenossenschaft ansässigen abkommensberechtigten Mitun-
ternehmers, fallen die hieraus erzielten Gewinne in den Anwendungsbereich des Art. 8 
des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steu-
ern vom Einkommen und vom Vermögen vom 11.08.1971, zuletzt geändert durch Pro-
tokoll vom 27.10.2010 (BGBl II 2011, 1092) mit Wirkung ab dem 01.01.2012 (DBA-
Schweiz). 
 
2. Personengesellschaften sind nach dem DBA-Schweiz im Hinblick auf die Gewerbe-
steuer nicht selbst abkommensberechtigt, können sich aber auf eine Abkommensbe-
rechtigung ihrer Gesellschafter berufen. 
  
 

  
3. Einkommensteuer: Auslegung des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots 

Urteil vom 11.06.2026, Az: IV R 36/23 
1. § 4i Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) verlangt nicht, dass die Minde-
rung der Steuerbemessungsgrundlage in dem anderen Staat bei dem gleichen Steu-
ersubjekt eintritt, dem im Inland grundsätzlich der Sonderbetriebsausgabenabzug zu-
steht. 
 
2. § 4i Satz 1 EStG setzt nach seinem Sinn und Zweck voraus, dass die Sonderbe-
triebsausgaben das steuerliche Ergebnis eines Steuersubjekts in dem anderen Staat --
wie auch immer dies technisch nach dem ausländischen Recht erfolgt-- reduzieren. Es 
ist nicht erforderlich, dass die Sonderbetriebsausgaben mittels eines Abzugspostens in 
die steuerliche Gewinnermittlung einfließen und damit formal eine Steuerbemessungs-
grundlage mindern. 
  
 

  
4. Abgabenordnung: Entkräftung der Bekanntgabevermutung des § 122 Abs. 2 Nr. 

1 AO durch Rechtsnachfolger des Bescheidadressaten 
Urteil vom 11.06.2026, Az: VI R 16/24 
Das Bestreiten des Zugangs eines Steuerbescheids beim Bescheidadressaten durch ei-
nen Erben als Rechtsnachfolger kann die Bekanntgabevermutung des § 122 Abs. 2 Nr. 
1 der Abgabenordnung nur erschüttern, wenn belastbare Tatsachen vorgetragen wer-
den, die konkrete und begründete Zweifel am Zugangsgeschehen selbst wecken kön-
nen. 
 

  
5. Abgabenordnung: Keine gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteue-

rungsgrundlagen bei Unterbeteiligung an  
Urteil vom 19.05.2026, Az: VIII R 33/24 
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Für eine (typische oder atypische) Unterbeteiligung an einem Kapitalgesellschaftsan-
teil sind die Besteuerungsgrundlagen (hier: Einkünfte aus Ausschüttungen der GmbH 
und die Aufteilung der Kapitalertragsteuer) nicht gesondert und einheitlich festzustel-
len. 
 

  
6. Einkommensteuer: Nachträgliche gesonderte Feststellung eines verbleibenden 

Vermögensstock-Spendenvortrags 
Urteil vom 03.06.2026, Az: X R 2/24 (X R 10/23) 
1. Beantragt der Steuerpflichtige, eine Vermögensstockspende als Sonderausgabe nach 
§ 10b Abs. 1a des Einkommensteuergesetzes (EStG) zu berücksichtigen, jedoch nicht 
in vollem Umfang im Zuwendungsjahr abzuziehen, muss auf seinen Antrag hin auf 
den Schluss des Veranlagungszeitraums des Zuwendungsjahres eine gesonderte Fest-
stellung des verbleibenden Vermögensstock-Spendenvortrags nach § 10b Abs. 1a Satz 
4 EStG i.V.m. § 10d Abs. 4 Satz 1 EStG i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2010 durchge-
führt werden. 
 
2. Die Regeln über die Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags nach § 10d Abs. 
4 EStG finden auf die Feststellung des verbleibenden Vermögensstock-Spendenvor-
trags umfassend entsprechende Anwendung. 
 
3. Bei der Feststellung des verbleibenden Vermögensstock-Spendenvortrags auf den 
Schluss des Veranlagungszeitraums des Zuwendungsjahres ist die Vermögensstock-
spende so zu berücksichtigen, wie sie als abziehbare Sonderausgabe in dem Steuerbe-
scheid dieses Veranlagungszeitraums ausgewiesen wurde. 
 
4. Über die Höhe des abziehbaren Spendenvolumens ist deshalb im Steuerbescheid für 
das Zuwendungsjahr zu entscheiden. Das gilt auch, soweit der Steuerpflichtige für die-
ses Jahr keinen Sonderausgabenabzug beantragt. Eine eigenständige Prüfung findet im 
Rahmen der Feststellung nicht mehr statt. 
 
5. Eine von der Steuerfestsetzung abweichende Feststellung der Vermögensstock-
spende ist nur insoweit zulässig, wie die Aufhebung, Änderung oder Berichtigung der 
Steuerbescheide ausschließlich mangels Auswirkung auf die Höhe der festzusetzenden 
Steuer unterbleibt. Daran fehlt es, wenn für die Aufhebung, Änderung oder Berichti-
gung des Steuerbescheids keine Rechtsgrundlage vorhanden ist. 
  
 

  
7. EuGH-Vorlage zu UmwStG 2006: Vereinbarkeit der pauschalen Bemessung 

nicht abziehbarer Betriebsausgaben in Höhe von 5 % des Verschmelzungsge-
winns  
Vorlagebeschluss vom 20.05.2026, Az: X R 27/22 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird die folgende Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt: Ist Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG (Fusionsrichtlinie) dahin-
gehend auszulegen, dass er der Regelung eines Mitgliedstaats entgegensteht, nach wel-
cher zwar die Wertsteigerungen beim Untergang der Beteiligung keiner Besteuerung 
unterliegen, wohl aber aus diesem Anlass Betriebsausgaben nicht abgezogen werden 
können, deren Höhe pauschal mit 5 % des steuerfreien Übernahmegewinns bemessen 
wird? 
  

 

 


